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Die Frage der Ingerenz betrifft die Einfluss- und Kontrollmöglichkeiten der öffentlichen Hand 
auf einen Rechtsträger nach einer erfolgten Ausgliederung oder Privatisierung. Dieses Buch 
geht einerseits den verfassungsrechtlichen Vorgaben, Möglichkeiten und Grenzen dafür 
nach und fragt, welche Möglichkeiten und Gestaltungsvarianten bereits das allgemeine Zivil- 
und Gesellschaftsrecht bietet, um der Ingerenzpflicht nachzukommen. Dabei geht es 
insbesondere darum, welche Möglichkeiten der öffentlichen Hand aufgrund der 
verfassungsrechtlichen Vorgaben zustehen müssen, wie weit also die sogenannte 
Ingerenzpflicht geht 
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